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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Berlin-Brandenburg
Sozialgericht Landessozialgericht Berlin-Brandenburg
Sachgebiet Krankenversicherung
Abteilung 24
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren § 48 SGB V, § 44 SGB V, §§ 5, 6 SGB V, §

226 SGB V,
Krankengeld, hinzutreten einer
Erkrankung, neue Erkrankung, Blockfrist,
Pflichtversicherung, freiwillige
Versicherung ohne Krankengeldanspruch

Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 9 KR 3/04
Datum 09.12.2004

2. Instanz

Aktenzeichen L 24 KR 11/05
Datum 24.01.2006

3. Instanz

Datum -

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Neuruppin vom 09.
Dezember 2004 wird zurÃ¼ckgewiesen. Die Beteiligten haben einander
auÃ�ergerichtliche Kosten auch des Berufungsverfahrens nicht zu erstatten. Die
Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Der KlÃ¤ger begehrt von der Beklagten die GewÃ¤hrung von Krankengeld fÃ¼r die
Zeit vom 28. August 2003 bis 15. Dezember 2004.

Der 1950 geborene KlÃ¤ger war vom 01. Juni 2000 bis 31. MÃ¤rz 2001 freiwilliges
und vom 01. April 2001 bis 31. August 2001 wegen des Bezuges von
Arbeitslosengeld versicherungspflichtiges Mitglied der BKK fÃ¼r steuerberatende
und juristische Berufe (RechtsvorgÃ¤ngerin der Beklagten), die sich zum 01. Januar
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2004 mit der BKK Zollern-Alb zur Beklagten vereinigte.

Zum 01. September 2001 nahm der KlÃ¤ger eine BeschÃ¤ftigung als
DirektionsbevollmÃ¤chtigter bei der AG auf und beantragte per Fax am 07.
September 2001 (wegen Ã�berschreitens der Beitragsbemessungsgrenze) die
freiwillige Versicherung bei der RechtsvorgÃ¤ngerin der Beklagten. Nach dem
Arbeitsvertrag vom 20. August 2001 war ein Grundgehalt wÃ¤hrend der
sechsmonatigen Probezeit von 4.725 DM monatlich und nach Ablauf der Probezeit
von 5.341 DM monatlich vereinbart. Es wurde auÃ�erdem festgelegt, dass der
KlÃ¤ger zusÃ¤tzlich zu seinem Grundgehalt erfolgsabhÃ¤ngige BezÃ¼ge,
Sonderzahlungen, einen pauschalierten Aufwendungsersatz, einen Dienstwagen
sowie Bewirtungs- und ReprÃ¤sentationskosten erhÃ¤lt. Dazu wurden u. a. folgende
Vereinbarungen getroffen:

"Anlage 3 Ziffer 5 Provisionsgarantie/Abrechnung

Sie erhalten eine Provisionsgarantie von monatlich 2000,00 DM, die als Vorleistung
auf den Gesamtbetrag der verdienten Provision (Erfolgs- und Abschlussprovision)
angerechnet wird. Diese Provisionsgarantie gilt ab Vertragsbeginn fÃ¼r zwei Jahre.
Die Abrechnung der Erfolgsprovision wird jeweils zum 31. Dezember eines
Kalenderjahres vorgenommen. Ein Guthaben wird Ihnen ausgezahlt; ein Negativ-
Saldo ist unter BerÃ¼cksichtigung der vereinbarten Provisionsgarantie von Ihnen
auszugleichen.

Anlage 5 Ziffer 3 Sonderzahlungen

Sie haben in den Monaten April und November Anspruch auf je eine Sonderzahlung
(Mai- und Weihnachtsgeld). Anspruch und HÃ¶he richten sich nach dem jeweiligen
Manteltarifvertrag der Branche und der jeweils geltenden betrieblichen Regelungen.
Bemessungsgrundlage fÃ¼r die Mai- und Weihnachtssonderzahlung nach dem
Tarifvertrag fÃ¼r das private Versicherungsgewerbe (tarifliche Sonderzahlung) und
der Betriebsvereinbarung Ã¼ber Sozialleistungen der VDL-VDS (betriebliche
Sonderzahlung) in den jeweils gÃ¼ltigen Fassungen sind ein Sechstel der
erfolgsabhÃ¤ngigen BezÃ¼ge (Erfolgsprovisionen) und der FestgehÃ¤lter in dem
jeweiligen sechsmonatigen Bemessungszeitraum. Die Mai- und
Weihnachtssonderzahlung betrÃ¤gt jeweils im HÃ¶chstfall das 2,5fache des
hÃ¶chsten Bruttogehaltes (ohne Zulagen), dass der Gehaltstarif fÃ¼r das private
Versicherungsgewerbe (Innendienst) jeweils vorsieht.

Anlage 4 weitere Leistungen Ziffer 5

Zur Abgeltung von sonstigem Sachaufwand (Energie, Raum) erhalten Sie bis auf
weiteres einen monatlichen Pauschbetrag in HÃ¶he von zur Zeit 50 DM brutto
gemÃ¤Ã� den jeweils geltenden betrieblichen Bestimmungen.

Anlage 4 weitere Leistungen Ziffer 1 Abs. 2

Zur Bestreitung notwendiger persÃ¶nlicher Kosten, die im Zusammenhang mit der
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AufgabenerfÃ¼llung im vertraglich festgelegten Ã¶rtlichen und fachlichen
Arbeitsbereich entstehen, wie z. B. Verpflegungs- und Ã�bernachtungskosten etc.,
wird Ihnen ein pauschalierter Aufwendungsersatz gemÃ¤Ã� den jeweils geltenden
betrieblichen Bestimmungen gewÃ¤hrt.

Anlage 4 weitere Leistungen Ziffer 1 Abs. 1 und Ziffer 2

FÃ¼r die ReisetÃ¤tigkeit zur ErfÃ¼llung Ihrer dienstlichen Aufgaben kÃ¶nnen Sie
einen Dienstwagen beantragen, dessen Nutzung die jeweils geltenden betrieblichen
Bestimmungen zugrunde liegen. Sofern kein Dienstfahrzeug eingesetzt wird und Sie
Ihr Privatfahrzeug zu dienstlichen Zwecken nutzen, werden Ihnen die im
Zusammenhang mit der AufgabenerfÃ¼llung im vertraglich festgelegten Ã¶rtlichen
und fachlichen Arbeitsbereich entstehende Fahrtkosten (sÃ¤mtliche mit dem
Betrieb des Fahrzeugs anfallende Kosten) mit einer Pauschale gemÃ¤Ã� den jeweils
geltenden betrieblichen Bestimmungen abgegolten.

Anlage 4 weitere Leistungen Ziffer 6

Gegen entsprechenden Nachweis erstatten wir Ihnen Bewirtungs- und
ReprÃ¤sentationskosten bis zu einem Betrag von zurzeit jÃ¤hrlich 2.000 DM. Der
Betrag ist mÃ¶glichst in monatlich gleichen Teilen zu verbrauchen.

Das ArbeitsverhÃ¤ltnis wurde in der Probezeit zum 28. Februar 2002 durch den
Arbeitgeber gekÃ¼ndigt.

Am 28. Februar 2002 um 02.24 Uhr meldete sich der KlÃ¤ger (per Fax) bei der AG
arbeitsunfÃ¤hig und legte (auch) der RechtsvorgÃ¤ngerin der Beklagten die
ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung des Facharztes fÃ¼r Innere Medizin Dr. G vor,
der ArbeitsunfÃ¤higkeit ab 27. Februar 2002 bescheinigte.

Die RechtsvorgÃ¤ngerin der Beklagten zahlte darauf hin Krankengeld vom 01.
MÃ¤rz 2002 bis 27. August 2003.

Mit Schreiben vom 25. April 2003 und 11. Juni 2003 unterrichtete die
RechtsvorgÃ¤ngerin der Beklagten den KlÃ¤ger Ã¼ber die Rahmenfrist vom 27.
Februar 2002 bis 26. Februar 2005 und die Anspruchsdauer des Krankengeldes vom
27. Februar 2002 bis 27. August 2003. AuÃ�erdem veranlasste sie das Gutachten
des Medizinischen Dienstes der Krankenversicherung (MDK) des Dr. H vom 06. Juni
2003.

Der KlÃ¤ger wandte sich mit Widerspruch am 15. Juli 2003 dagegen, dass sein
Krankengeld am 27. August 2003 ende. Nachdem er am 26. August 2003 die
ArbeitsunfÃ¤higkeits-Endbescheinigung des Facharztes fÃ¼r Innere Medizin Dr. G
vom 21. August 2003 zum 25. August 2003 als letzten Tag der ArbeitsunfÃ¤higkeit
vorgelegt hatte, teilte ihm die RechtsvorgÃ¤ngerin der Beklagten mit Schreiben
vom 27. August 2003 mit, dass damit der Anspruch auf Krankengeld am 25. August
2003 geendet habe und forderte 138,54 Euro fÃ¼r die Zeit vom 26. bis 27. August
2003 zurÃ¼ck.
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Am 31. August 2003 legte der KlÃ¤ger die ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung des
Arztes fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie S vom 26. August 2003 Ã¼ber eine Zeit ab
26. August 2003 bis voraussichtlich 04. September 2003 wegen F 41.2. (Angst und
depressive StÃ¶rung, gemischt) vor und verlangte die Weiterzahlung von
Krankengeld.

Die RechtsvorgÃ¤ngerin der Beklagten holte die Stellungnahme des Dr. Hdes MDK
vom 02. September 2003 ein.

Mit Bescheid vom 01. September 2003 lehnte die Beklagte Krankengeld fÃ¼r eine
Zeit nach dem 25. September 2003 ab. Die Mitgliedschaft des KlÃ¤gers habe mit
dem 25. August 2003 (Ende der vorherigen ArbeitsunfÃ¤higkeitszeit) geendet. Nach
Ende der Mitgliedschaft Versicherungspflichtiger bestehe nach Â§ 19 Abs. 2
Sozialgesetzbuch FÃ¼nftes Buch (SGB V) ein Leistungsanspruch nur noch fÃ¼r
einen Monat. FÃ¼r die erneute Krankheit ab 26. August 2003 sei der
Leistungsanspruch somit bis zum 25. September 2003 begrenzt.

Mit dem dagegen eingelegten Widerspruch machte der KlÃ¤ger geltend, ein
ErlÃ¶schen der Mitgliedschaft sei nicht eingetreten, da er wegen der bis zum 27.
August 2003 erfolgten Zahlung von Krankengeld am 26. August 2003 noch Mitglied
gewesen sei. Damit fÃ¼hre jede neue Krankheit, hier also die ab 26. August 2003
bestehende Erkrankung von Angst und depressiver StÃ¶rung, die nicht bereits
wÃ¤hrend einer bestehenden ArbeitsunfÃ¤higkeit eingetreten sei, nach Â§ 48 Abs. 1
SGB V zu einem neuen Anspruch auf Krankengeld fÃ¼r 78 Wochen.

Der KlÃ¤ger hat auÃ�erdem am 26. September 2003 beim Sozialgericht Neuruppin
Klage erhoben, die unter dem Aktenzeichen S 9 KR 125/03 registriert worden ist.

Mit Bescheid vom 31. Oktober 2003 in der Gestalt des Bescheides vom 03.
November 2003 setzte die RechtsvorgÃ¤ngerin der Beklagten ab 26. September
2003 BeitrÃ¤ge zur freiwilligen Krankenversicherung auf einer
Mindestbemessungsgrundlage von 793,33 Euro sowie zur Pflegeversicherung fest.

Mit Widerspruchsbescheid vom 08. Dezember 2003 wies sie auÃ�erdem den
Widerspruch zurÃ¼ck: Ein nachgehender Leistungsanspruch habe Ã¼ber den 25.
August 2003 tatsÃ¤chlich nicht bestanden, denn der KlÃ¤ger sei nicht
versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt gewesen. Vielmehr habe die freiwillige
Krankenversicherung, ab 26. August 2003 jedoch ohne Anspruch auf Krankengeld,
fortbestanden. Mit Beendigung des BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses und des
Krankengeldbezuges am 25. August 2003 seien die Voraussetzungen fÃ¼r eine
Krankengeldversicherung weggefallen. Eine durchgehende ArbeitsunfÃ¤higkeit
habe nicht vorgelegen, denn beide KrankheitsfÃ¤lle hÃ¤tten sich zeitlich nicht
Ã¼berschnitten. Der KlÃ¤ger selbst habe im Widerspruchsverfahren angegeben,
dass die erste Erkrankung bis zum 25. August 2003 24.00 Uhr bestanden habe und
die zweite Erkrankung am 26. August 2003 um 00.00 Uhr eingetreten sei.

Dagegen hat der KlÃ¤ger am 05. Januar 2004 beim Sozialgericht ebenfalls Klage
erhoben, das mit Beschluss vom 09. Februar 2004 beide Verfahren verbunden hat.
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Der KlÃ¤ger hat vorgetragen, es habe zwischen dem 25. und 26. August 2003
keinen Zeitraum ohne Mitgliedschaft gegeben, denn die vorherige Erkrankung habe
bis 24.00 Uhr gedauert und die neue Erkrankung ab 00.00 Uhr begonnen. Trete
ArbeitsunfÃ¤higkeit am Tag nach dem Ende der vorherigen ArbeitsunfÃ¤higkeit ein,
liege keine hinzutretende Krankheit vor, so dass jeweils eigenstÃ¤ndige
DreijahreszeitrÃ¤ume bestÃ¼nden. Der KlÃ¤ger sei auÃ�erdem pflichtversichert
gewesen. Sein Einkommen habe unterhalb der Jahresarbeitsentgeltgrenze von
78.300 DM fÃ¼r 2001 und von 40.500 Euro fÃ¼r 2002 gelegen, denn wÃ¤hrend der
Probezeit kÃ¶nne nicht mit der notwendigen Sicherheit darauf geschlossen werden,
dass die zunÃ¤chst angenommenen Einnahmen aus der BeschÃ¤ftigung auch fÃ¼r
die nÃ¤chsten 12 Monate zu erwarten seien. Aufwendungsersatz in HÃ¶he von
1.250 DM und AufwandsentschÃ¤digung in HÃ¶he von 50 DM stellten keinen
geldwerten Vorteil dar und seien somit kein Arbeitsentgelt. Der Aufwendungsersatz
von 1.250 DM sei fÃ¼r die private Pkw-Nutzung zu dienstlichen Zwecken, die
AufwandsentschÃ¤digung von 50 DM fÃ¼r die zur VerfÃ¼gungstellung des Home
Office fÃ¼r seinen Arbeitgeber gewÃ¤hrt worden. Bei den erfolgsabhÃ¤ngigen
BezÃ¼gen in HÃ¶he von 2.000 DM habe ebenfalls nicht davon ausgegangen
werden kÃ¶nnen, dass diese regelmÃ¤Ã�ig jeden Monat anfielen. Abgesehen davon
sei Versicherungspflicht spÃ¤testens mit der Beendigung der BeschÃ¤ftigung durch
die arbeitgeberseitige KÃ¼ndigung eingetreten, denn seither habe nicht mehr von
einem regelmÃ¤Ã�igen Einkommen ausgegangen werden kÃ¶nnen, das Ã¼ber der
Jahresarbeitsentgeltgrenze liegen wÃ¼rde. Ab 26. August 2003 sei keine
Behandlung wegen eines akuten Bluthochdrucks erfolgt. Allerdings seien weiterhin
Medikamente gegen den Bluthochdruck eingenommen worden. Ab 26. August 2003
sei er durchgÃ¤ngig arbeitsunfÃ¤hig erkrankt gewesen. Zeitweilig seien zu der von
dem Facharzt fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie S gestellten Diagnosen noch andere
Diagnosen hinzugekommen. Der KlÃ¤ger hat die Verdienstabrechnungen der AG
fÃ¼r die Zeit von September 2001 bis Februar 2002 vorgelegt.

Nachdem die Beklagte einen Anspruch auf Krankengeld fÃ¼r den 26. und 27.
August 2003 anerkannt hatte, hat der KlÃ¤ger erstinstanzlich beantragt,

den Bescheid vom 01. September 2003 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
08. Dezember 2003 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, dem KlÃ¤ger ab
26. August 2003 nach den gesetzlichen Vorschriften Krankengeld zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte hat darauf hingewiesen, dass nach den Â§Â§ 14 Abs. 1 und 5 Abs. 2
ihrer Satzung ab 26. August 2003 eine freiwillige Krankenversicherung ohne
Anspruch auf Krankengeld bestehe. Der frÃ¼here Arbeitgeber habe den KlÃ¤ger
zum 01. September 2001 unter der Beitragsgruppe KV 9 (freiwillige
Versicherung/Firmenzahler) gemeldet gehabt.

Mit Urteil vom 09. Dezember 2004 hat das Sozialgericht die Beklagte verurteilt, an
den KlÃ¤ger fÃ¼r den 26. und 27. August 2003 Krankengeld zu gewÃ¤hren und im
Ã�brigen die Klage abgewiesen: Der KlÃ¤ger sei ab 01. September 2001 nach Â§ 6
Abs. 1 Nr. 1 SGB V versicherungsfrei gewesen, da sein regelmÃ¤Ã�iges
Jahresarbeitsentgelt nach der gebotenen vorausschauenden Betrachtungsweise die
Jahresarbeitsentgeltgrenze von 78.300 DM im Jahr 2001 und 40.500 Euro im Jahr

                             5 / 13

https://dejure.org/gesetze/SGB_V/6.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/6.html


 

2002 Ã¼berstiegen habe. Dies folge daraus, dass bereits die Summe von Gehalt
(4.725 DM monatlich) und erfolgsabhÃ¤ngigen BezÃ¼gen (2.000 DM monatlich)
zusammen 6.725 DM monatlich (80.700 DM jÃ¤hrlich) betragen und damit die
Jahresarbeitsentgeltgrenze Ã¼berschritten habe. Bei Abschluss des
Arbeitsvertrages sei die Zahlung auch der erfolgsabhÃ¤ngigen BezÃ¼ge nicht
ungewiss, sondern voraussichtlich zu erwarten gewesen. Dem Ã�berschreiten der
Jahresarbeitsentgeltgrenze stehe auch nicht entgegen, dass der KlÃ¤ger im Jahre
2001 nur vier Monate bei der AG beschÃ¤ftigt gewesen sei und in diesem Zeitraum
ausweislich der Verdienstabrechnung fÃ¼r Dezember 2001 eine steuerpflichtige
BruttovergÃ¼tung von insgesamt 32.499,68 DM erhalten habe und somit im
Kalenderjahr 2001 weniger als 78.300 DM Arbeitsentgelt erzielt habe. Das
maÃ�gebende Jahresarbeitsentgelt sei nÃ¤mlich in vorausschauender Betrachtung
auf die nÃ¤chsten 12 Monate ab Aufnahme einer BeschÃ¤ftigung bzw. einer
wesentlichen Ã�nderung des Entgelts zu ermitteln. Bei einem auf unbestimmte Zeit
abgeschlossenen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis sei regelmÃ¤Ã�ig das 12fache der
vereinbarten MonatsbezÃ¼ge als Jahresarbeitsverdienst anzusehen (Hinweis auf
Bundessozialgericht â�� BSGE 18, 49). Dies gelte auch bei befristeten
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnissen (BSG, Urteil vom 21. Mai 1963 â�� 7 RAr 3/62,
abgedruckt in SozR RVO Â§ 165 Nr. 40) und somit erst Recht bei Beendigung eines
unbefristeten BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses wÃ¤hrend der Probezeit. Da die
gesetzlichen Voraussetzungen fÃ¼r eine Pflichtversicherung nicht vorgelegen
hÃ¤tten und ein Bescheid, der Versicherungspflicht feststelle, nicht ergangen sei,
sei eine Pflichtversicherung auch nicht dadurch begrÃ¼ndet worden, dass die
Beklagte zeitweise vom Bestehen einer Pflichtversicherung ausgegangen und
demzufolge einen nachgehenden Leistungsanspruch nach Â§ 19 Abs. 2 SGB V
gewÃ¤hrt habe. Ein Krankengeldanspruch sei ausgeschlossen. Wenn es sich bei der
Krankheit Angst und depressive StÃ¶rungen, wegen der der Nervenarzt S ab 26.
August 2003 ArbeitsunfÃ¤higkeit festgestellt habe, um eine zur arteriellen
Hypertonie hinzugetretene Krankheit handele, wegen der der KlÃ¤ger vom 27.
Februar 2002 bis 25. August 2003 arbeitsunfÃ¤hig erkrankt gewesen sei, sei der
Krankengeldanspruch mit Ablauf des 27. August 2003 wegen ErschÃ¶pfung der
Anspruchsdauer nach Â§ 48 Abs. 1 SGB V erloschen. Wenn hingegen die Angst und
die depressiven StÃ¶rungen eine neue, also mit oder nach Ende der bisherigen
ArbeitsunfÃ¤higkeit eingetretene, Erkrankung sei, sei der Krankengeldanspruch
wegen der bisherigen Krankheit einer arteriellen Hypertonie schon am 25. August
2003 erloschen. Ein neuer Krankengeldanspruch, der nach den Â§Â§ 44 Abs. 1, 46
Satz 1 Nr. 2 SGB V aufgrund der ab 26. August 2003 Ã¤rztlich festgestellten
ArbeitsunfÃ¤higkeit wegen Angst und depressiver StÃ¶rungen grundsÃ¤tzlich vom
folgenden Tag, dem 27. August 2003, hÃ¤tte entstehen kÃ¶nnen, sei tatsÃ¤chlich
nicht entstanden, da zum maÃ�gebenden Zeitpunkt des 27. August 2003 mangels
eines ArbeitsverhÃ¤ltnisses der KlÃ¤ger nach Â§ 14 Abs. 1 der Satzung der
RechtsvorgÃ¤ngerin der Beklagten in Verbindung mit Â§ 44 Abs. 2 SGB V nicht mit
Anspruch auf Krankengeld versichert gewesen sei. AnsprÃ¼che nach Â§ 44 Abs. 1
SGB V in Verbindung mit Â§ 192 Abs. 1 Nr. 2 SGB V oder Â§ 19 Abs. 2 SGB V seien
schon deshalb nicht in Betracht gekommen, weil der KlÃ¤ger nicht pflichtversichert
gewesen sei.

Gegen das seinem ProzessbevollmÃ¤chtigten am 11. Februar 2005 zugestellte

                             6 / 13

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=BSGE%2018,%2049
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=7%20RAr%203/62
https://dejure.org/gesetze/RVO/165.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/19.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/48.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/44.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/46.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/46.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/44.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/44.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/44.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/192.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/19.html


 

Urteil richtet sich die am 16. Februar 2005 eingelegte Berufung des KlÃ¤gers.

Er ist der Ansicht, dass Versicherungsfreiheit nicht bestanden habe, da
vorausschauend keine sichere Ã�berschreitung der Jahresarbeitsentgeltgrenze zu
erwarten gewesen sei. Nach Anlage 3 Nr. 4 des Arbeitsvertrages seien unverdient
gebliebene Provisionen zurÃ¼ckzuzahlen gewesen. Die Entwicklung der
VertragsabschlÃ¼sse sei kaum vorhersehbar gewesen. Zudem sei zweifelhaft, ob
eine solche Sicherheit schon innerhalb der Probezeit anzunehmen gewesen sei.
Werde der vorliegende Fall der KÃ¼ndigung wÃ¤hrend der Probezeit mit dem Fall
verglichen, dass das ArbeitsverhÃ¤ltnis durch den Beginn des Erziehungsurlaubes
unterbrochen worden sei, kÃ¶nne ein sachlich nachvollziehbarer Grund fÃ¼r eine
unterschiedliche Bewertung nicht erkannt werden. Der Beginn des
Erziehungsurlaubes mache es nach stÃ¤ndiger Rechtsprechung des BSG
erforderlich, in einer neuen vorausschauenden Betrachtungsweise zu ermitteln, ob
die Grenze weiterhin Ã¼berschritten sei. Bei einem vollstÃ¤ndigen Wegfall des
Arbeitsentgelts kÃ¶nne eine Fortdauer der Versicherungsfreiheit nicht anerkannt
werden. Zudem habe das Sozialgericht zu Unrecht nicht festgestellt, ob es sich bei
der neuen Erkrankung um eine hinzugetretene oder neue Krankheit gehandelt
habe. Dies sei entscheidungserheblich, denn es sei irrelevant, ob die Mitgliedschaft
mit oder ohne Krankengeldanspruch bestanden habe, da sich das Wiederaufleben
des Krankengeldanspruches nach Â§ 48 Abs. 1 SGB V richte. Nach Ansicht des
KlÃ¤gers handele es sich bei der Krankheit Angst und depressive StÃ¶rung um eine
neue und nicht um eine hinzugetretene Krankheit. Zur weiteren
SachverhaltsaufklÃ¤rung sei der Facharzt fÃ¼r Innere Medizin Dr. G zu hÃ¶ren.

Der KlÃ¤ger beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Neuruppin vom 09. Dezember 2004 zu Ã¤ndern und
die Beklagte unter Aufhebung des Bescheides vom 01. September 2003 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 08. Dezember 2003 zu verurteilen, dem
KlÃ¤ger fÃ¼r die Zeit vom 28. August 2003 bis 15. Dezember 2004 Krankengeld zu
gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt das angefochtene Urteil fÃ¼r zutreffend.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes sowie des
Vorbringens der Beteiligten wird auf den Inhalt der Gerichtsakten und der
beigezogenen Verwaltungsakten der Beklagten, die Gegenstand der mÃ¼ndlichen
Verhandlung gewesen sind, verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Berufung ist unbegrÃ¼ndet.
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Das Sozialgericht hat die Klage zu Recht abgewiesen. Der Bescheid vom 01.
September 2003 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 08. Dezember
2003 ist rechtmÃ¤Ã�ig. Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf Krankengeld vom 28.
August 2003 bis 15. Dezember 2004.

Es kann hierbei dahinstehen, ob es sich bei der Krankheit F 41.2 (nach der
ICD-10-Systematik: "Angst und depressive StÃ¶rung, gemischt"), die nach der
Bescheinigung des Arztes fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Sr vom 26. August 2003
ab 26. August 2003 ArbeitsunfÃ¤higkeit zur Folge hatte, um eine weitere Krankheit
handelte, die zu der Krankheit I 10 (nach der ICD-10-Systematik: "essentielle
(primÃ¤re) Hypertonie"), die nach der Endbescheinigung des Facharztes fÃ¼r
Innere Medizin Dr. G vom 21. August 2003 bis 25. August 2003 ArbeitsunfÃ¤higkeit
verursacht hatte, bis zum 25. August 2003 hinzutrat oder â�� wie vom KlÃ¤ger
behauptet â�� nach dem Ende der ArbeitsunfÃ¤higkeit wegen essentieller
primÃ¤rer Hypertonie erstmalig am 26. August 2003 auftrat und eine neue
ArbeitsunfÃ¤higkeit auslÃ¶ste. Im ersten Fall war der Anspruch auf Krankengeld
nach dem 27. August 2003 erschÃ¶pft. Im zweiten Fall war der KlÃ¤ger wegen der
weiteren Krankheit nicht mit Krankengeld versichert.

Nach Â§ 48 Abs. 1 SGB V erhalten Versicherte Krankengeld ohne zeitliche
Begrenzung, fÃ¼r den Fall der ArbeitsunfÃ¤higkeit wegen derselben Krankheit
jedoch fÃ¼r lÃ¤ngstens 78 Wochen innerhalb von je drei Jahren, gerechnet vom
Tage des Beginns der ArbeitsunfÃ¤higkeit an. Tritt wÃ¤hrend der
ArbeitsunfÃ¤higkeit eine weitere Krankheit hinzu, wird die Leistungsdauer nicht
verlÃ¤ngert.

Zur Bestimmung der Dauer des Krankengeldes sind nach der Methode der starren
Rahmenfrist (Blockfrist) DreijahreszeitrÃ¤ume zu ermitteln. Der erstmalige Eintritt
der ArbeitsunfÃ¤higkeit wegen derselben Krankheit setzt eine Kette aufeinander
folgender DreijahreszeitrÃ¤ume in Gang. Jede neue Krankheit, also nicht "dieselbe
Krankheit", hat den Ablauf einer neuen Kette von DreijahreszeitrÃ¤umen mit
entsprechenden HÃ¶chstbezugszeiten zur Folge. Die erste Blockfrist beginnt somit
mit dem erstmaligen Eintritt von ArbeitsunfÃ¤higkeit wegen der ihr zugrunde
liegenden Krankheit. Dabei betrÃ¤gt das Krankengeld je Dreijahreszeitraum
lÃ¤ngstens 78 Wochen, also 546 Kalendertage (vgl. Kasseler Kommentar,
Sozialversicherungsrecht, SGB V, 31. ErgÃ¤nzungslieferung, HÃ¶fler, Â§ 48 Rdnrn. 5
und 6; Hauck/Haines, Sozialgesetzbuch V, K Â§ 48 Rdnrn. 8 und 10).

Eine bestimmte Krankheit stellt mit einer anderen bestimmten Krankheit dieselbe
Krankheit im Rechtssinne dar, wenn jeweils ein im ursÃ¤chlichen Sinne einheitliches
Krankheitsgeschehen zugrunde liegt. Solange der regelwidrige KÃ¶rper- oder
Gesundheitszustand weiter besteht und â�� fortlaufend oder mit Unterbrechungen
â�� zu ArbeitsunfÃ¤higkeit bedingenden Krankheitserscheinungen
(Krankheitsbeschwerden) fÃ¼hrt, wobei Art und AusprÃ¤gungsgrad der
Krankheitserscheinungen durchaus unterschiedlich sein kÃ¶nnen, sofern sie
jedenfalls auf dasselbe, medizinisch nicht ausgeheilte Grundleiden
zurÃ¼ckzufÃ¼hren sind, handelt es sich um dieselbe Krankheit. Es genÃ¼gt daher,
dass ein medizinisch nicht ausgeheiltes Grundleiden latent weiter besteht und nach

                             8 / 13

https://dejure.org/gesetze/SGB_V/48.html


 

einem beschwerdefreien oder beschwerdearmen Intervall erneut
Krankheitssymptome hervorruft. Verursacht eine anatomische VerÃ¤nderung immer
wieder gleichartige oder Ã¤hnliche Beschwerden, so ist, auch wenn fÃ¼r sich
betrachtet jedes Mal ein neues, akutes Krankheitsgeschehen vorliegt, dennoch
dieselbe Krankheit im Rechtssinne gegeben (BSG, Urteil vom 29. September 1998
â�� B 1 KR 2/97 R, abgedruckt in SozR 3-2500 Â§ 48 Nr. 8 = BSGE 83, 7; BSG, Urteil
vom 07. Dezember 2004 â�� B 1 KR 10/03 R). Fehlt es hingegen an einer
identischen gemeinsamen Krankheitsursache, bilden mehrere bestimmte
Krankheiten selbst dann nicht dieselbe Krankheit, wenn sie gleich oder gleichartig
bezeichnet werden. Ob eine neue Krankheit und damit nicht "dieselbe Krankheit"
vorliegt, wenn ein gemeinsames Grundleiden lÃ¤ngere Zeit weder
ArbeitsunfÃ¤higkeit noch BehandlungsbedÃ¼rftigkeit verursacht, ist bisher noch
nicht hÃ¶chstrichterlich entschieden (vgl. auch Kasseler Kommentar, a.a.O., Â§ 48
Rdnr. 4, wonach in diesem Falle eine neue Krankheit gegeben ist).

Vorliegend ist ausgehend von der zum 27. Februar 2002 wegen einer essentiellen
primÃ¤ren Hypertonie bescheinigten ArbeitsunfÃ¤higkeit die (erste) Blockfrist bis
zum 26. Februar 2005 zu bilden.

Innerhalb der Blockfrist vom 27. Februar 2002 bis 26. Februar 2005 wurde dem
KlÃ¤ger bereits Krankengeld fÃ¼r 546 Tage gewÃ¤hrt bzw. durch das Urteil des
Sozialgerichts zugesprochen.

Wird somit unterstellt, dass die Krankheit F 41.2 (Angst und depressive StÃ¶rung,
gemischt) zu der Krankheit einer essentiellen primÃ¤ren Hypertonie hinzutrat, kann
Krankengeld vom 28. August 2003 bis 15. Dezember 2004 nicht gewÃ¤hrt werden,
denn eine weitere wÃ¤hrend der ArbeitsunfÃ¤higkeit hinzutretende Krankheit
verlÃ¤ngert die Leistungsdauer in der Blockfrist nicht.

Wird hingegen unterstellt, dass die Krankheit F 41.2 (Angst und depressive
StÃ¶rung, gemischt) erst nach Beendigung der wegen einer essentiellen primÃ¤ren
Hypertonie hervorgerufenen ArbeitsunfÃ¤higkeit eintrat, ist zwar Â§ 48 Abs. 1 Satz
2 SGB V nicht anzuwenden. Â§ 48 Abs. 1 Satz 1 SGB V begrÃ¼ndet jedoch
gleichfalls â�� entgegen der Ansicht des KlÃ¤gers â�� keinen Anspruch auf
Krankengeld, denn diese Vorschrift regelt das Wiederaufleben eines
Krankengeldanspruches fÃ¼r solche Sachverhalte, die nicht von Â§ 48 Abs. 2 SGB V
erfasst werden, fÃ¼r einen weiteren folgenden Dreijahreszeitraum (vgl. Kasseler
Kommentar, a.a.O. Â§ 48 Rdnrn. 8, 8 d; BSG, Urteil vom 08. Dezember 1992 â�� 1
RK 8/92, abgedruckt in SozR 3-2500 Â§ 48 Nr. 3 = BSGE 71, 290). Â§ 48 SGB V trifft
sowohl mit seinem Abs. 1 als auch mit seinem Abs. 2 Regelungen Ã¼ber die Dauer
des Krankengeldes. Dies setzt notwendigerweise voraus, dass ein Anspruch auf
Krankengeld wegen einer versicherten Krankheit vorher bereits entstanden war.
Endete hingegen die ArbeitsunfÃ¤higkeit und somit ein deswegen bestandener
Anspruch auf Krankengeld, stellt sich die Frage nach der weiteren Dauer des
Krankengeldes nicht. Tritt also danach ArbeitsunfÃ¤higkeit infolge einer neuen
Krankheit ein, die vor diesem Zeitpunkt nicht bestand, geht es allein um das
Entstehen eines Anspruches auf Krankengeld, welches nicht in Â§ 48 SGB V,
sondern in Â§ 44 SGB V normiert ist.
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Tritt demnach wÃ¤hrend der ArbeitsunfÃ¤higkeit eine weitere Krankheit nicht hinzu,
scheidet ein Wiederaufleben wegen einer solchen Krankheit aus, denn eine erst
danach eingetretene Krankheit kann fÃ¼r einen vorher entstandenen
Krankengeldanspruch niemals (mit)ursÃ¤chlich gewesen sein. Das BSG hat mit
Urteil vom 08. Dezember 1992 â�� 1 RK 8/92 in diesem Sinne entschieden. Es hat
dazu ausgefÃ¼hrt: Der Versicherte hat in einem weiteren Dreijahreszeitraum
erneut Anspruch auf Krankengeld, ohne die verschÃ¤rften Voraussetzungen des Â§
48 Abs. 2 SGB V erfÃ¼llen zu mÃ¼ssen, wenn in der vorhergehenden Blockfrist
wÃ¤hrend des Krankengeldbezugs die ArbeitsunfÃ¤higkeit zeitweise nur durch die
hinzugetretene Krankheit bedingt war. Grund hierfÃ¼r ist, dass mit der
hinzugetretenen als derselben Krankheit die Bezugsdauer von 78 Wochen wegen
dieser Krankheit in der vorhergehenden Blockfrist noch nicht verbraucht war. In
diesem Fall richtet sich, wie der KlÃ¤ger zutreffend bemerkt, das Wiederaufleben
des Krankengeldanspruches nach Â§ 48 Abs. 1 SGB V, wonach es lediglich
erforderlich ist, dass der Versicherte bei Beginn einer neuen Blockfrist die
bestehende ArbeitsunfÃ¤higkeit der Krankenkasse meldet und dass der
ArbeitsunfÃ¤hige der Krankenkasse als Mitglied angehÃ¶rt, wobei es unerheblich
ist, ob es sich um eine Mitgliedschaft mit oder ohne Krankengeldanspruch handelt.
Ansonsten setzt die weitere Krankheit, die nicht hinzutritt, nach Beendigung der
vorhergehenden ArbeitsunfÃ¤higkeit einen neuen Dreijahreszeitraum in Gang,
wobei, da es insoweit nicht um die Dauer von Krankengeld geht, zu Beginn der
ArbeitsunfÃ¤higkeit alle Voraussetzungen fÃ¼r die GewÃ¤hrung von Krankengeld
vorliegen mÃ¼ssen.

Wird somit unterstellt, dass die Krankheit F 41.2. (Angst und depressive StÃ¶rung,
gemischt) erst nach Beendigung der wegen einer essentiellen primÃ¤ren
Hypertonie verursachten ArbeitsunfÃ¤higkeit eintrat, richtet sich ein Anspruch auf
Krankengeld nach Â§ 44 SGB V.

Nach Â§ 44 Abs. 1 Satz 1 SGB V haben Versicherte Anspruch auf Krankengeld, wenn
die Krankheit sie arbeitsunfÃ¤hig macht oder sie auf Kosten der Krankenkasse
stationÃ¤r in einem Krankenhaus, einer Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtung
(Â§ 23 Abs. 4, Â§Â§ 24, 40 Abs. 2 und Â§ 41 SGB V) behandelt werden. Die Satzung
kann fÃ¼r freiwillig Versicherte den Anspruch auf Krankengeld ausschlieÃ�en oder
zu einem spÃ¤teren Zeitpunkt entstehen lassen (Â§ 44 Abs. 2 SGB V).

Die RechtsvorgÃ¤ngerin der Beklagten hat von der Vorschrift des Â§ 44 Abs. 2 SGB
V Gebrauch gemacht und nach Â§ 14 Abs. 1 ihrer Satzung geregelt, dass fÃ¼r die in
Â§ 5 Abs. 2 der Satzung bezeichneten Versicherten (freiwillige Mitglieder), die nicht
in einem ArbeitsverhÃ¤ltnis oder BerufsausbildungsverhÃ¤ltnis stehen oder
hauptberuflich selbstÃ¤ndig erwerbstÃ¤tig sind, der Anspruch auf Krankengeld
grundsÃ¤tzlich ausgeschlossen ist. Die Beklagte hat ebenfalls in Â§ 15 Abs. 1 ihrer
Satzung bestimmt, dass fÃ¼r die in Â§ 5 Abs. 2 ihrer Satzung bezeichneten
Versicherten (freiwillige Mitglieder), die nicht oder nur geringfÃ¼gig gegen
Arbeitsentgelt beschÃ¤ftigt sind, der Anspruch auf Krankengeld ausgeschlossen ist,
wobei fÃ¼r hauptberuflich selbstÃ¤ndig TÃ¤tige diese Regelung analog gilt.

Einen Anspruch auf Krankengeld hat somit derjenige, dessen Versicherung einen
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solchen Anspruch vorsieht. FÃ¼r freiwillig Versicherte, die keine
versicherungspflichtige BeschÃ¤ftigung ausÃ¼ben, ist danach ein Anspruch auf
Krankengeld ausgeschlossen.

Der KlÃ¤ger war zum Zeitpunkt des 26. August 2003 freiwilliges Mitglied, dessen
Krankengeldanspruch aufgrund einer vorangegangenen versicherungsfreien
BeschÃ¤ftigung mit dem Ende der ArbeitsunfÃ¤higkeit zum 25. August 2003 endete
und der zu Beginn der neuen ArbeitsunfÃ¤higkeit infolge einer neuen Krankheit am
26. August 2003 keine mehr als geringfÃ¼gige BeschÃ¤ftigung ausÃ¼bte.

Nach Â§ 5 Abs. 1 Nr. 1 SGB V sind versicherungspflichtig Arbeiter, Angestellte und
zu ihrer Berufsausbildung BeschÃ¤ftigte, die gegen Arbeitsentgelt beschÃ¤ftigt
sind. Die Versicherungsfreiheit bestimmt sich bis zum 31. Dezember 2002 nach Â§ 6
SGB V in der Fassung des Gesetzes vom 18. Dezember 1989 (BGBl I 1989, 2261),
zuletzt geÃ¤ndert durch Gesetz vom 16. Februar 2001 (BGBl I 2001, 266). Nach Â§
6 Abs. 1 Nr. 1 SGB V sind versicherungsfrei Arbeiter und Angestellte, deren
regelmÃ¤Ã�iges Jahresarbeitsentgelt 75 v. H. der Beitragsbemessungsgrenze in der
Rentenversicherung der Arbeiter und Angestellten (Jahresarbeitsentgeltgrenze)
Ã¼bersteigt; dies gilt nicht fÃ¼r Seeleute; ZuschlÃ¤ge, die mit RÃ¼cksicht auf den
Familienstand gezahlt werden, bleiben unberÃ¼cksichtigt. Die
Beitragsbemessungsgrenze in der Rentenversicherung der Arbeiter und der
Angestellten betrug im Jahr 2001 104.400 DM jÃ¤hrlich und 8.700 DM monatlich (Â§
3 Abs. 1 Nr. 1 Sozialversicherungs-RechengrÃ¶Ã�enverordnung 2001; BGBl I 2000,
1710) und im Jahre 2002 54.000 Euro jÃ¤hrlich und 4.500 Euro monatlich (Â§ 3 Abs.
1 Nr. 1 Sozialversicherungs-RechengrÃ¶Ã�enverordnung 2002; BGBl I 2001, 3302).
Aus 75 v. H. dieser BetrÃ¤ge resultieren somit 78.300 DM jÃ¤hrlich und 6.525 DM
monatlich fÃ¼r 2001 und 40.500 Euro jÃ¤hrlich und 3.375 Euro monatlich fÃ¼r
2002.

Mit dem Begriff Jahresarbeitsentgelt wird an Â§ 226 Abs. 1 Nr. 1 SGB V
angeknÃ¼pft. Danach wird bei versicherungspflichtig BeschÃ¤ftigten der
Beitragsbemessung das Arbeitsentgelt aus einer versicherungspflichtigen
BeschÃ¤ftigung zugrunde gelegt. Arbeitsentgelt sind nach Â§ 14 Abs. 1 Satz 1 SGB
IV alle laufenden oder einmaligen Einnahmen aus einer BeschÃ¤ftigung,
gleichgÃ¼ltig, ob ein Rechtsanspruch auf die Einnahmen besteht, unter welcher
Bezeichnung oder in welcher Form sie geleistet werden oder ob sie unmittelbar aus
der BeschÃ¤ftigung oder im Zusammenhang mit ihr erzielt werden. Davon
ausgenommen sind nur solche Einnahmen, die von der Rechtverordnung nach Â§ 17
Abs. 1 SGB IV erfasst sind.

Soweit danach Einnahmen zum Arbeitsentgelt und damit zum Jahresarbeitsentgelt
zÃ¤hlen, sind sie bei der Beurteilung von Versicherungsfreiheit nach Â§ 6 Abs. 1 Nr.
1 SGB V jedoch nur zu berÃ¼cksichtigen, wenn sie regelmÃ¤Ã�ig erzielt werden.
Dies setzt voraus, dass sie mit hinreichender Sicherheit zuflieÃ�en werden. Dies ist
insbesondere der Fall, wenn auf die Einnahmen ein Anspruch besteht. Bei normalem
Ablauf der Dinge â�� abgesehen von einer anderweitigen Vereinbarung Ã¼ber das
Arbeitsentgelt oder nicht voraussehbaren Ã�nderungen der BeschÃ¤ftigung â��
mÃ¼ssen die Einnahmen voraussichtlich ein Jahr anhalten (BSG, SozR 2200 Â§ 165
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Nr. 15 und Nr. 65). Ob ein Anspruch besteht, richtet sich nach den
arbeitsrechtlichen Regelungen, so dass diese fÃ¼r eine vorausschauende
Beurteilung vornehmlich maÃ�geblich sind (vgl. auch Jahn, Sozialgesetzbuch fÃ¼r
die Praxis, SGB V, Klose, Â§ 6 Rdnrn. 14, 20; Gesamtkommentar (GK) â�� SGB V,
Breuer, Â§ 6 Rdnrn. 25, 53; MaaÃ�en/Schermer/Wiegand/Zipperer, SGB V,
Kommentar, Â§ 6 Rdnr. 4; Kasseler Kommentar, Sozialversicherungsrecht, 45.
ErgÃ¤nzungslieferung, SGB V, Peters, Â§ 6 Rdnrn. 10, 11; Hauck/Haines,
Sozialgesetzbuch, SGB V, ErgÃ¤nzungslieferung 7/04, Gerlach K Â§ 6 Rdnrn. 34 bis
37, 47, 48).

Werden die dargestellten MaÃ�stÃ¤be angelegt, war der KlÃ¤ger â�� wie vom
Sozialgericht zutreffend ausgefÃ¼hrt â�� ab 01. September 2001 versicherungsfrei.

Zu seinen regelmÃ¤Ã�igen Einnahmen rechneten zum einen sein Grundgehalt von
4.725 DM monatlich und zum anderen seine erfolgsabhÃ¤ngigen BezÃ¼ge von
2.000 DM monatlich, also von insgesamt 6.725 DM monatlich.

Dies ergibt Jahreseinnahmen von 12 x 6.725 DM = 80.700 DM (41.261,25 Euro).

Mit diesem regelmÃ¤Ã�igen Jahresarbeitsentgelt wurde sowohl die
Jahresarbeitsentgeltgrenze fÃ¼r 2001 von 78.300 DM als auch fÃ¼r 2002 von
40.500 Euro Ã¼berschritten.

Wie das Sozialgericht zutreffend dargelegt hat, waren insbesondere die
erfolgsabhÃ¤ngigen BezÃ¼ge nicht ungewiss, sondern zu erwarten, denn darauf
bestand nach dem Arbeitsvertrag vom 20. August 2001 ein Anspruch. Ungewiss war
vielmehr â�� und daher fÃ¼r die Bestimmung des regelmÃ¤Ã�igen
Jahresarbeitsentgelts auÃ�er Betracht zu lassen â�� , ob und inwieweit unverdient
gebliebene Provisionen zurÃ¼ckzuzahlen waren. Der KlÃ¤ger ist insoweit keiner
anderen Ansicht, denn er weist zu Recht darauf hin, dass die Entwicklung der
VertragsabschlÃ¼sse kaum vorhersehbar gewesen sei. Auch den weiteren
ErwÃ¤gungen des Sozialgerichts schlieÃ�t sich der Senat in vollem Umfang an.

Der Hinweis des KlÃ¤gers auf die Rechtsprechung des BSG (Urteil vom 29. Juni 1993
â�� 12 RK 48/91; abgedruckt in SozR 3-2500 Â§ 10 Nr. 2 = BSGE 72, 292) zu einem
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis wÃ¤hrend des Erziehungsurlaubs ohne Entgeltzahlung,
aus der er eine neue vorausschauende Betrachtungsweise nach der KÃ¼ndigung
herleitet, geht fehl. Es wird zwar insoweit zutreffend aus diesem Urteil zitiert, wenn
ausgefÃ¼hrt wird: "Wenn der Gesetzgeber schon bei einer Verringerung des
Entgelts auf die Jahresarbeitsentgeltgrenze von Versicherungspflicht ausgeht und
damit die gesetzliche Krankenversicherung eintreten lÃ¤sst, kann nicht bei
vollstÃ¤ndigem Wegfall des Entgelts eine Fortdauer der Versicherungsfreiheit
anerkannt und die Einbeziehung in die gesetzliche Krankenversicherung versagt
werden." Im Ã�brigen wird in diesem Urteil weiter dargelegt: "Das Gesetz enthÃ¤lt
keine sonstige Vorschrift, aus der sich eine Fortdauer der Versicherungsfreiheit bei
Bestehen des BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses ohne Entgelt wÃ¤hrend des
Erziehungsurlaubs entnehmen lÃ¤sst. Die vorliegende Entscheidung fÃ¼hrt dazu,
dass die bisher wegen Ã�berschreitens der Jahresarbeitsentgeltgrenze
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Versicherungsfreien fÃ¼r die Zeit der Fortdauer des BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses
ohne Entgeltzahlung wÃ¤hrend des Erziehungsurlaubs beitragsfrei (Â§ 3 Satz 3 SGB
V) familienversichert sind."

Dieses Urteil besagt somit, dass eine neue vorausschauende Betrachtung fÃ¼r die
Zeit nach Ende einer Entgeltzahlung bei weiterem Bestehen des
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses vorzunehmen ist. Dies bedeutet vorliegend, dass
eine neue vorausschauende Betrachtung auch nach dem Zeitpunkt der KÃ¼ndigung
fÃ¼r einen Zeitraum bis zum 28. Februar 2002 nicht in Betracht kommt, denn das
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis hat insoweit, insbesondere hinsichtlich des
regelmÃ¤Ã�igen Arbeitsentgelts, keine Ã�nderung erfahren. Eine wesentliche
Ã�nderung, die eine neue vorausschauende Betrachtung auslÃ¶sen kÃ¶nnte, kann
frÃ¼hestens zum 01. MÃ¤rz 2002 mit dem Ende der Entgeltzahlung eingetreten
sein. Da zu diesem Zeitpunkt jedoch ein BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis, das
AnknÃ¼pfungspunkt fÃ¼r Versicherungspflicht bzw. Versicherungsfreiheit sein
kann, nicht mehr existierte, erÃ¼brigt sich denknotwendig eine ins Leere gehende
neue vorausschauende Betrachtungsweise.

Handelte es sich somit bei der Krankheit F 41.2. (Angst und depressive StÃ¶rung,
gemischt) um eine neue, am 26. August 2003 aufgetretene und ArbeitsunfÃ¤higkeit
verursachende Krankheit, fehlt es an einer Versicherung mit Krankengeld, aus der
eine entsprechende Zahlung verlangt werden kann.

Die Berufung muss mithin erfolglos bleiben.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 Abs. 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) und
entspricht dem Ergebnis des Rechtsstreits.

Die Revision ist nicht zuzulassen, da die Voraussetzungen hierfÃ¼r (Â§ 160 Abs. 2
Nrn. 1 und 2 SGG) nicht vorliegen.

Erstellt am: 23.03.2006

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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